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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Straßenbaufinanzierung 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Mursch (Soltau-Har- 
burg), Lemmridi, Dr. Jobst, Müller (Niederfischbadi), 
Schmitt (Lockweiler), Gerlach (Obernau), Engelsberger 
und Genossen 
— Drudesache VI/1937 — 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die vorbezeich- 
nete Kleine Anfrage wie folgt: 

Der Bundesminister für Verkehr ging bei seinen Ausführungen 
in der 100. Sitzung des Deutschen Bundestages von der Erwar- 
tung aus, daß die von ihm erkennbar bildhaft gebrauchten Ver- 
gleiche richtig verstanden werden. Gemeint war mit den zum 
Ausgangspunkt der Kleinen Anfrage gewählten Ausführungen 
die Darstellung einer wirtschafts- und haushaltspolitischen Situ- 
ation, die von der damaligen Bundesregierung zu vertreten ist. 
Die finanzielle Situation Ende 1966 ist im einzelnen in der Re- 
gierungserklärung vom 13. Dezember 1966 dargestellt und der 
deutschen Öffentlichkeit bekannt. 

Auch die Regierung der Großen Koalition war gezwungen, wei- 
tere, vorübergehende Einschnitte bei der Straßenbaufinanzie- 
rung vorzunehmen, um die Bundesfinanzen wieder in Ordnung 
zu bringen. 

Im einzelnen werden die Fragen wie folgt beantwortet: 


1, In welcher Höhe sind Rechnungen für Leistungen im Bundes- 
fernstraßenbau, die im Jahre 1966 erbracht wurden, nicht bis 
zum Jahresende bezahlt worden, und inwieweit bestand eine 
Überbrückungsmöglichkeit durch ÖFFA-Kredite? 


Allein im Bundesfemstraßenbau konnten — abgesehen von dem 
normalen, durch den Geschäftsablauf bedingten jährlichen Über- 
hang — Rechnungen in Höhe von etwa 150 Millionen DM nicht 
bezahlt werden. 
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Eine Überbrückungsmöglichkeit durch ÖFFA-Kredite bestand 
nicht. 


2. Welche Gründe lagen hierfür vor? 

Es standen keine ausreichenden Betriebsmittel zur Verfügung, 
und Kredite konnten wegen schlechter Kapitalmarktlage nur in 
unzureichendem Umfang aufgenommen werden. 


3. Werden Grundsätze der Haushaltsführung verletzt, wenn Redi* 
nun gen für Leistungen, die in den letzten Wochen eines Jahres 
erbracht werden, erst nach entsprechender Prüfung im neuen 
Haushaltsjahr bezahlt werden, und entstehen hierdurch irgend- 
welche Nachteile? 


Nein. — Die in 1, genannten Rechnungen waren jedoch solche, 
die geprüft und lediglich aus Mangel an Betriebsmitteln nicht 
fristgerecht bezahlt werden konnten. 


4. Hat es um die Jahreswende 1966/67 Firmen gegeben, die sich 
über die Bezahlung im Haushaltsjahr 1967 beklagt haben? 


Zahlreiche Firmen haben sich nicht nur zum Jahreswechsel 
1966/1967 beim Bundesminister für Verkehr, sondern auch schon 
vorher bei ihm als Abgeordneten darüber beklagt, daß Rech- 
nungen aus Mangel an Betriebsmitteln nicht bezahlt werden 
konnten. 


5. In weldier Höhe waren die Mittel für den 3. Vier jahresplan für 
den Ausbau der Bundesfernstraßen vorgesehen, und mit welchen 
Beträgen hat er 1970 abgeschlossen? 


Dem Soll von 18 000 Millionen DM steht ein Ist von 18 080 Mil- 
lionen DM gegenüber. 


6. Hat es in den Jahren 1967/68, 1968/69, 1969/70 und 1970/71 eben- 
falls Rechnungsüberhänge gegeben und ggf. in welcher Höhe? 


In den Jahren 1967/68, 1968/69 und 1969/70 haben sich Rech- 
nungsüberhänge, die über das normale Maß hinausgehen, nicht 
ergeben. 

Im Jahre 1970/71 ergab sich ein darüber hinausgehender Rech- 
nungsüberhang von etwa 100 Millionen DM. Dieser Überhang 
entstand jedoch nicht aus den in 2. genannten Gründen, sondern 
überwiegend durch die Auswirkungen von Preisgleitklauseln 
in laufenden Verträgen. 
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7. Da die Mittel für den Bundesfernstraßenbau fast ausschließlich 
durch den zweckgebundenen Anteil am Mineralölsteuer-Auf- 
kommen bestimmt sind und der 1., 2. und 3. Vier jahresplan 
Teile des Ersten Ausbauplanes — also ein geschlossenes Gan- 
zes — darstellen, können die Mittel durch Rechnungsüberhänge 
nicht „zusammenschmelzen wie der Schnee im März". Welche 
Mitarbeiter haben das angebliche Zusammenschmelzen der Mit- 
tel trotzdem bedauert und aus welchen Gründen? 


Der Bundesminister für Verkehr hat nicht erklärt, die Deckungs- 
mittel seien „durch Rechnungsüberhänge" zusammengeschmol- 
zen. — Während der 3. Vierjahresplan 1967 bis 1970 voll ge- 
deckt werden konnte (vgl. zu 5.), trifft das für die beiden vor- 
hergehenden Vierjahrespläne 1959 bis 1962 und 1963 bis 1966 
nicht zu. Im 1. Vierjahresplan steht dem Soll in Höhe von 
8 000 Millionen DM für 4 Jahre ein Ist von 7 078 Millionen DM 
für 3’V4 Jahre (Angleichung des Haushaltsjahres an das Kalen- 
derjahr) gegenüber, so daß sich — umgerechnet auf 3^4 Jah- 
re — eine Unterdeckung von rd. 500 Millionen DM ergibt. 

Im 2. Vier jahresplan 1963 bis 1966 steht dem Soll von 13 000 
Millionen DM ein Ist von 12 598 Millionen DM gegenüber; 
Deckungslücke also rd. 400 Millionen DM. 

Nach Abzug von Beiträgen Dritter von den Istausgaben ergibt 
sich eine Deckungslücke im 1. Ausbauplan von rd. 1 000 Mil- 
lionen DM im Zeitraum von 1959 bis 1966. Um diesen Betrag 
waren die Mittel für den 1. Ausbauplan zusammengeschmolzen. 


8. Welche Kasse hat — auch wenn dies symbolisch gemeint ist — • 
bei der Amtsübernahme des jetzigen Bundesverkehrsministers 
nicht gestimmt? 

9. Welche Bücher waren nicht in Ordnung? 

10. Welcher Sachverhalt rechtfertigt die Charakterisierung „ver- 
ludert''? 


Wie eingangs ausgeführt, waren die Vergleiche erkennbar bild- 
haft gemeint und bezogen sich auf die Lage der Bundesfinanzen 
Ende 1966. 


11. Was hat der Bundesverkehrsminister unternommen, um Kasse 
und Bücher wieder in Ordnung zu bringen? 


Im Rahmen des 1. und 2. Eventualhaushalts 1967 wurden zusätz- 
lich 684 Millionen DM für den Bundesfernstraßenbau zur Ver- 
fügung gestellt. Außerdem wurden innerhalb des Gemeinsamen 
Strukturprogramms weitere 360 Millionen DM für Bundesfem- 
straßen in den Strukturgebieten finanziert. 
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12. Lag ein pflichtwidriges Verhalten bestimmter Personen vor? 


Nein. 


13. Falls Frage 12 bejaht wird: Welche Maßnahmen hat der Bundes- 
verkehrsminister gegen diese Personen ergriffen? 


Entfällt. 


14. Um welchen Betrag ist der Straßenbauhaushalt Anfang 1967, als 
der gegenwärtige Bundesverkehrsminister bereits die Verant- 
wortung trug, gekürzt worden, und hat der Bundesverkehrs- 
minister dieser Kürzung zugestimmt? 


Um die Bnndesfinanzen — wie eingangs dargestellt — wieder 
in Ordnung zu bringen, ist der Haushaltsansatz für den Bundes- 
fernstraßenbau mit Zustimmung des Bundesministers für Ver- 
kehr 1967 um 225 Millionen DM gekürzt worden. Die Kredit- 
ermächtigungen wurden dagegen von 100 Millionen DM auf 
348 Millionen DM aufgestockt, so daß der Straßenbauplan 1967 
erfüllt werden konnte. 


15. Ist der Bundesverkehrsminister der Auffassung, daß die 
Durchführung des Straßenbauhaushalts 1970 mit der zunächst 
40%igen Sperrung der Mittel, der dann folgenden „Konjunk- 
tursperre" und der schließlichen teilweisen Aufhebung der Mit- 
telsperre sich für den Straßenbau wegen der mangelnden Konti- 
nuität in der Auftragsvergabe ungünstiger ausgewirkt haben, 
als dies bei einem vorübergehenden Rechnungsüberhang am 
Schluß eines Haushaltsjahres vermutet werden könnte? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß im Interesse der 
gesamtwirtschaftlichen Stabilität erforderliche konjunkturpoli- 
tische Maßnahmen Vorrang haben und daß damit möglicher- 
weise verbundene Nachteile für die Kontinuität der Auftrags- 
vergabe in Kauf genommen werden müssen. 


16. Hält der Bundesverkehrsminister seine o. a. Vorwürfe in der 
Form und dem Inhalt nach aufrecht? 

Wie eingangs dargelegt, hat der Bundesminister für Verkehr 
Vorwürfe gegen für den Bundesfernstraßenbau verantwortliche 
Personen nicht erhoben. 


Georg Leber 



